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Abkiirzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

BFS Bundesamt fur Statistik

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stéanderates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
ALV Arbeitslosenversicherung

EU Europaische Union

I\ Invalidenversicherung

EO Erwerbsersatzordnung

GIG Gleichstellungsgesetz

ArG Arbeitsgesetz

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
AVS Assurance-vieillesse et survivants

OFS Office fédéral de la statistique

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
AC assurance-chdmage

UE Union européenne

Al Assurance-invalidité

APG allocations pour perte de gain

LEg Loi sur I'égalité

LTr Loi sur le Travail

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil

national
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Bevélkerung und Arbeit

Jahresriickblick 2021: Bevolkerung und Arbeit

Im Jahr 2021 herrschten im Kapitel «Bevdlkerung und Arbeit» sowohl im Parlament als
auch in der Offentlichkeit vor allem Diskussionen tber flexible Arbeit, Arbeit auf Abruf,
Homeoffice und Digitalisierung vor, was vermutlich auch der Covid-19-Pandemie und
ihrem Druck zu flexiblen Arbeitsformen und verstérkter Digitalisierung geschuldet war.
Dies zeigt sich etwa auch in der APS-Zeitungsanalyse 2021: Die Heimarbeit und die
Méglichkeiten ihrer Entschadigung beschéftigten die Medien insbesondere zu Beginn
des Jahres wahrend der Homeoffice-Zeit (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2021
im Anhang). Im Juni und Oktober 2021 gewann hingegen die gesellschaftliche Debatte
zum Thema «Léhne» an Aufmerksamkeit, wobei insbesondere eine Studie der UBS Uber
die Héhe der Schweizer Lohne sowie die offiziellen Lohnstatistiken des BFS diskutiert
wurden.

Bezuglich flexibler Arbeitsformen publizierte der Bundesrat im November 2021 einen
Bericht Uber die Regelung der Arbeit auf Abruf, in dem er keinen Bedarf ausmachte, die
gesetzlichen Grundlagen flur den Schutz der Arbeit auf Abruf anzupassen.
Entsprechendes Verbesserungspotenzial gab es hingegen im &ffentlichen Sektor, zumal
die Bundesverwaltung das Modell flexibler Arbeitsformen einflihrte, um ihre
Produktivitat zu steigern und sich als attraktive Arbeitgeberin auf dem Markt zu
positionieren. Mit der Frage nach flexiblen Arbeitsformen verknupft war auch die
Diskussion Uber die Liberalisierung der Arbeitszeiten. Diesbezlglich lag dem Stadnderat
ein Entwurf fir eine Anderung des ArG vor, geméass dem die Ruhezeiten und die
Hochstarbeit fur gewisse Wirtschaftszweige, Gruppen von Betrieben oder
Arbeitnehmenden neu reguliert werden sollten. Jedoch empfahl die WAK-SR ihrem Rat,
das Ergebnis der Vernehmlassung zu einer Anderung der Verordnung 2 des
Arbeitsgesetzes abzuwarten und die Behandlungsfrist entsprechend zu verlangern, was
der Sténderat denn auch tat.

In Anbetracht der Wichtigkeit der Digitalisierung in der Arbeitswelt beauftragte
Sténderatin Maya Graf (gp, BL) den Bundesrat, unter anderem die Auswirkungen der
Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt und auf die Berufsbildung zu untersuchen und
Perspektiven flr eine innovative berufliche Entwicklung aufzuzeigen. Bereits
fertiggestellt war hingegen der bundesratliche Bericht zur Prufung einer Flexibilisierung
des Sozialversicherungsrechts in Bezug auf die Digitalisierung. Darin erkannte der
Bundesrat zwar keine notigen Verbesserungsmassnahmen im
Sozialversicherungssystem, aber Optimierungspotenzial bei der Rechtssicherheit, vor
allem bei der Klarheit der Gesetzesbestimmungen. Eine Einschrankung der
Digitalisierung im Arbeitsbereich verlangte hingegen eine Motion Reynard (sp, VS),
welche die Arbeitgebenden zu Einschrénkungen der Nutzung digitaler Hilfsmittel durch
ihre Arbeitnehmenden ausserhalb der Arbeitszeit - und damit zu einem Recht auf
Abschalten - verpflichten wollte. In Ubereinstimmung mit der bundesratlichen
Empfehlung lehnte der Nationalrat die Motion ab.

Zur Starkung des Arbeitnehmerschutzes und des Schutzes vor Lohndumping
prasentierte der Bundesrat im Mai die Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes
liber die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, mit der er
unter anderem eine Motion Abate (fdp, TI) umsetzen wollte. Die Revision sollte es unter
anderem ermoglichen, Entsendebetriebe zur Einhaltung der minimalen kantonalen
Lohnbestimmungen zu verpflichten, damit alle im Kanton erwerbstatigen Personen
mindestens den Mindestlohn erhalten. Der Sténderat lehnte Eintreten ab, weil er eine
schweizweite Losung nicht als noétig erachtete und die Entscheidung, ob ein
Mindestlohn festgelegt werden soll, den Kantonen Uberlassen wollte. Der Nationalrat
stimmte in die Wintersession hingegen fur Eintreten, womit der Ball wieder beim
Sténderat liegt.

Ein Jahr nach dem offiziellen EU-Austritt des Vereinigten Kénigreichs prasentierte der
Bundesrat Uberdies die Botschaft zum Abkommen zwischen dem Vereinigten
Konigreich und der Schweiz iliber die Mobilitat von Dienstleistungserbringerinnen und
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ANJA HEIDELBERGER

-erbringern. Mit dem bereits seit Anfang Jahr vorldufig angewendeten und in Einklang
mit der Mind the Gap-Strategie stehenden Abkommen soll der erleichterte gegenseitige
Zugang fur Dienstleistungserbringerinnen und -erbringer auch nach dem Auslaufen des
Abkommens Uber die Personenfreizligigkeit zwischen den beiden Staaten
aufrechterhalten werden. Der Stdnderat nahm das Abkommen in der Wintersession als
Erstrat einstimmig an.’

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

Die Auswirkungen der Robotik auf das Sozialversicherungssystem sowie eine
Integration derselben in das System wollte Mathias Reynard (sp, VS) mit einem Postulat
analysieren lassen. Insbesondere solle ein hypothetisches
sozialversicherungspflichtiges Einkommen fur Roboter untersucht werden, verlangte
der Postulant. Die OECD habe festgestellt, dass fast ein Viertel aller Arbeitsplatze direkt
von der Automatisierung betroffen seien. Ein Verlust von Arbeitsplatzen stelle in der
Schweiz vor allem ein Problem flr die Sozialversicherungen dar: Ein Anstieg der Anzahl
Arbeitslosen sei problematisch fur die ALV, ein Rlckgang der Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerbeitrage fur die AHV und fur die IV und eine erschwerte
Arbeitsmarktintegration aufgrund immer héherer Kompetenzanforderungen stelle die
IV, die ALV und die Sozialhilfe vor Probleme. Um die Risiken der Robotik einzudammen,
mussten diese praventiv untersucht werden, erklarte Reynard.

Der Bundesrat betonte, die Auswirkungen der Digitalisierung auf die
Gesamtbeschéftigung konnten nicht abgeschatzt werden. Die Auswirkungen auf die
Sozialversicherungen wurden aber bereits in dem in Arbeit befindlichen Bericht zu
einem Postulat Schwaab (sp, VD; Po. 17.3045) untersucht.

Auch im Nationalrat fand das Postulat keinen Anklang, mit 126 zu 47 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) sprach sich die grosse Kammer gegen einen solchen Bericht aus.

Ein allgemeines Anliegen an die Sozialversicherungen formulierte Philippe Nantermod
(fdp, VS) im September 2018 mit seiner Motion «Rechtssicherheit stirken und
Vertragsumdeutungen vermeiden». Er storte sich daran, dass Dienstleisterinnen und
Dienstleister, die Uber Plattformen Vertrége abschliessen, also zum Beispiel Uber-
Fahrerinnen und -Fahrer, zu wenig stark vor Umklassierungen ihrer Erwerbstatigkeit
geschitzt seien. So sei es flr die Sozialversicherungen relevant, ob Personen von den
Ausgleichskassen als selbstandig oder unselbstdndig erwerbstatig eingestuft werden,
weil selbstéandig Erwerbende beispielsweise nicht obligatorisch bei der beruflichen
Vorsorge oder der ALV versichert sind und sich ihre AHV/IV/EO-Beitréage anders
berechnen als bei Unselbstandigen. Durch Sozialleistungen der Unternehmen, wie
Weiterbildungsangebote oder Versicherungen gegen bestimmte soziale Risiken, kénne
es zu einer Umklassierung zu einer unselbstandigen Tatigkeit kommen, betonte
Nantermod. Neu soll deshalb der Wille der Parteien bei der Wahl der Vertragsart, zum
Beispiel des Arbeitsvertrags oder des Auftragsverhaltnisses, fur ihre Rechtsverhéltnisse
gestarkt und Umklassierungen dadurch verhindert werden. Der Bundesrat habe die
Problematik aufgrund der Postulate Derder (fdp, VD; Po. 15.3854) und Reynard (sp, VS;
Po. 17.3222) zwar erkannt und sei im Rahmen des Postulats der FDP.Liberalen-Fraktion
(Po. 17.4087) dabei, Abklarungen vorzunehmen, es bedlrfe jedoch kurzfristiger
Losungen, betonte Nantermod. Genau diese Abklarungen wollte der Bundesrat jedoch
abwarten und empfahl daher die Motion zur Ablehnung. Diesem Antrag folgte der
Nationalrat jedoch nicht und stimmte der Motion in der Herbstsession 2020 mit 121 zu
69 Stimmen zu. Abgelehnt wurde der Vorstoss von den geschlossen stimmenden SP-
und Grinen-Fraktionen sowie von einem Mitglied der Mitte-Fraktion. *
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Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

Le 25 septembre, le Conseil national a traité simultanément quatre initiatives
(parlementaires et cantonale) qui souhaitaient mettre en ceuvre des mécanismes
contraignants pour atteindre I'égalité salariale, principe inscrit dans la Constitution
depuis 1981 (art. 8, al. 3) et évoqué dans une modification de la loi sur I'égalité (LEg) en
2018. Aux yeux des différents initiants et initiantes, les mécanismes que la modification
prévoit ne sont pas suffisamment efficaces. Le premier objet avait été déposé par le
canton de Vaud en 2018 et souhaitait des dispositions légales pour instaurer un
controle institutionnel des entreprises et entités privées (lv.ct. 18.323). Le député
socialiste Mathias Reynard (ps,VS) a lui proposé deux textes, visant a obliger les
entreprises & se soumettre a un contréle des salaires (lv.pa. 19.453) (également celles
de moins de 100 employé-e-s), ceci afin d'établir une liste noire des entreprises ne
respectant pas I'égalité (Iv.pa. 19.452). Enfin, Min Li Marti (ps, ZH) avait demandé des
sanctions en cas de non respect du principe de I'égalité salariale (Iv.pa. 19.444).
Chargée de I'examen, la CSEC-CN a proposé de rejeter les initiatives, estimant qu'il
était d'une part trop tot pour estimer les effets de la modification de la LEg, entrée en
vigueur dans sa nouvelle mouture seulement au printemps 2020, et d'autre part que ce
résultat est celui d'un compromis démocratique, qu'il convient de respecter. Chaque
objet a ainsi été refusé en commission par une quinzaine de voix contre une dizaine et
de rares abstentions. La CSEC-CN a cependant décidé de lancer - le jour méme de la
parution du rapport sur les quatre textes - sa propre initiative sur le sujet, qui vise a
déterminer une obligation de transmission des résultats des enquétes sur les disparités
salariales au sein des entreprises.

Le Conseil national a suivi I'avis de la commission et refusé d'entrer en matiére sur les
quatre textes, avec des scores toutefois variables. L'initiative cantonale a été refusée
par 126 voix, contre 65 et 3 abstentions; le texte Reynard qui visait une liste noire a
essuyé le plus petit camouflet du groupe avec seulement 108 oppositions, qui ont tout
de méme suffi a contrer les 80 voix favorables et les 5 abstentions; I'objet qui voulait
obliger le contrdle des salaires aux entreprises de moins de 100 employé-e-s a été
rejeté par 108 voix contre 86 et 2 abstentions; et enfin, l'initiative parlementaire Min Li
a échoué a 114 voix contre 74 et 3 abstentions. Les variations de score sont imputables
aux parlementaires des groupes vert'libéral et du centre. *

1) APS-Zeitungsanalyse 2021 - Bevolkerung und Arbeit

2) AB NR, 2019, S. 438 f.

3) AB NR, 2020, S. 1521 f.

4) BO CN, 2020, p. 1882 ss.; Rapport de la CSEC-CN en réponse aux initiatives 18.323 19.444 19.452 19.453
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